
 D ie zunehmende Durchdringung privater und öffentlicher 
Räume mit digitalen Technologien ist mit unterschiedli-

chen Zukunftsvisionen der Stadt von morgen verbunden, die 
kontrovers diskutiert werden (z.  B. Kitchin 2014, Sadowski 
2020). Kommunen kommt in dem Prozess der Digitalisierung 
eine besondere Rolle und Verantwortung zu, denn sie gestal-
ten digitale Stadträume, die das urbane Zusammenleben auf 
Jahrzehnte hin prägen werden.

Doch welche Rolle spielt die Zivilgesellschaft in diesem 
Prozess? Wie kann sich die Stadtgesellschaft aktiv in Digita-
lisierungsprozesse einbringen? Am Beispiel Berlin und dem 
Bündnis Digitale Stadt [1] wird aufgezeigt, wie auf kommuna-
ler Ebene eine demokratische Öffentlichkeit zum kollektiven 
Gestalten digitaler Infrastrukturen geschaffen werden könnte.

Digitale Menschenrechte und festgefahrene 
Strukturen

Städte wie Barcelona, Amsterdam oder Wien haben bereits 
begonnen, inklusive Herangehensweisen für die Digitalisie-
rung von Städten zu entwickeln. Sie setzen dabei gezielt auf die 
Beteiligung der Stadtgesellschaft, offene Infrastrukturen (z. B. 
Morozov und Bria 2017) oder Ressourcenschonung und Inklu-
sion (Magistrat der Stadt Wien 2019). Mittlerweile haben sich 
über 50 Städte zusammengeschlossen und die Cities Declara-
tion of Digital Rights unterzeichnet. Sie formuliert das Ziel, die 
Menschenrechte ins digitale Zeitalter zu übertragen und dis-
kriminierungsfreie, sichere und verantwortungsvolle digitale 
städtische Infrastrukturen bereitzustellen. Außerdem beken-
nen sich die Städte zu offenen und ethischen Standards, Trans-
parenz und der partizipativen Gestaltung digitaler Dienste [2].

Auch Berlin möchte sich als Vorreiter einer innovativen und 
digitalen Metropole behaupten und unterzeichnete im März 

2019 die Cities Coalition for Digital Rights. Doch die Herausfor-
derungen, diesen Zielen und Prinzipien gerecht zu werden, 
sind groß. Die Bemühungen des Berliner Senats, die verschie-
denen Digitalprojekte der Stadt strategisch zu bündeln und an 
gemeinwohlorientierten Zielen auszurichten, scheiterten bis-
her an mangelnder finanzieller Ausstattung, unzureichendem 
Kompetenzaufbau, unklaren Zuständigkeiten und fehlender 
demokratischer Beteiligung. Das Ergebnis ist ein Flickentep-
pich von Strategien und Einzelmaßnahmen, die weder trans-
parent sind noch öffentlich ausgehandelt wurden. Sie lassen 
keine digitalpolitische Kohärenz erkennen und adressieren vor 
allem Fragen der Wirtschaftsförderung, statt soziale Bedarfe 
(Kaiser 2019).

Die große Herausforderung: zivilgesellschaft-
liche Beteiligung für Digitalpolitik

Vor diesem Hintergrund gründete sich das Bündnis Digitale 
Stadt, mit dem Ziel, stadtpolitische und digitalpolitische The-
men zu verknüpfen und zivilgesellschaftliches Engagement in 
die Stadtentwicklung einzubringen. Als unabhängiges Netz-
werk von Akteuren aus der Wissenschaft, lokalen Initiativen 
und der Gemeinwohlökonomie fordert das Bündnis eine stär-
kere Ausrichtung an den Zielen der Cities Coalition for Digital 
Rights (Bündnis Digitale Stadt 2019) sowie Transparenz und 
eine kritisch-konstruktive öffentliche Debatte über wichtige di-
gitalpolitische Aktivitäten der Stadt. Zu diesem Zweck richtete 
das Bündnis einen Runden Tisch Digitalisierungspolitik ein, der 
als Diskussionsraum zur Vernetzung von Zivilgesellschaft, Ver-
waltung und Politik dienen soll (Bündnis Digitale Stadt 2020).

Beteiligungsmechanismen dieser Art stellen eine notwen-
dige Voraussetzung für den Erhalt und die Verbesserung kom-
munaler Selbstverwaltung im digitalen Zeitalter dar: Kommu-
nale Verwaltungen müssen sich öffnen und gezielt mit der Zi-
vilgesellschaft, öffentlichen Forschungseinrichtungen und der 
Open-Source-Community zusammenarbeiten, um einen wei-
teren Souveränitätsverlust und technologische Abhängigkeiten 
zu verhindern.

Partizipation als Basis für gemeinwohl-
orientierte digitale Infrastrukturen

Zudem ist die Forderung nach partizipativer Demokratie, 
Vielfalt und Inklusion essenziell, um sicherzustellen, dass di-
gitale Infrastrukturen nicht an den Bedürfnissen der Stadtge-
sellschaft vorbei entwickelt werden. Angesichts der zahlrei-
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chen potenziellen Gefahren der Digitalisierung, wie Überwa-
chung oder algorithmische Diskriminierung [3] müssen alle 
Menschen der Stadt das Recht und die Möglichkeit haben, 
sich durch offene, partizipatorische und transparente (digi-
tale)  Prozesse kollektiv mit dem Stadtgeschehen auseinander-
zusetzen.

Darüber hinaus braucht es auch vonseiten der Stadtverwal-
tung nicht nur punktuelle, top-down-organisierte Partizipati-
onsverfahren, sondern eine echte und nachhaltige Veranke-
rung politischer Teilhabe. Hier empfiehlt sich das erprobte For-
mat der Bürger/innenräte, das in den Entscheidungsgremien 
von Kommunalunternehmen und -verwaltungen eingebunden 
ist und dort für Transparenz und Empowerment verschiedener 
gesellschaftliche Gruppen sorgen könnte (Brown 2006).

Anhand von drei Beispielen wollen wir im Folgenden kurz 
erläutern, wie basierend auf diesem partizipativen Ansatz eine 
gemeinwohlorientierte Digitalisierung für Städte und Gemein-
den in der Praxis aussehen kann:
❚	 Im Bereich der Bildung können Kommunen durch lokale 

Anlaufstellen für digitale Teilhabe (z. B. KiezLabs [4]) und 
die Entwicklung von Förderprogrammen (z. B. für techni-
sche Ausrüstung) den Digital Divide verringern und sicher-
stellen, dass alle Bürger/innen Zugang zu digitalen Infra-
strukturen haben.

❚	 In der kommunalen Datenpolitik ist eine unabhängige Ver-
waltung von Daten der Stadtgesellschaft von enormer Be-
deutung und die Persönlichkeitsrechte der Bürger/innen 
müssen geschützt und gestärkt werden. Öffentlich rele-
vante Daten könnten, statt von Privatunternehmen kom-
merzialisiert zu werden, durch Datentreuhänder kontrol-
liert und als Gemeingut bereitgestellt werden (Staab und 
Piétron 2019).

❚	 Schließlich sollten digitale Infrastrukturen in der Stadt prin-
zipiell so gestaltet sein, dass sie unabhängig, barrierefrei 
und resilient sind. Digitale Dienste, die Verwaltungsstruk-
turen und Stadtgesellschaft miteinander verbinden, gehö-
ren als Teil der Daseinsvorsorge grundsätzlich in öffentli-
che Hände oder müssen über die öffentliche Auftragsver-
gabe streng beaufsichtigt werden. Die öffentliche Vergabe 
ist ein wesentlicher Steuerungsfaktor und kann dazu bei-
tragen, dass digitale Infrastrukturen und Dienste offen sind 
(Open Source, Open Data) und datenschutzfreundlichen 
Standards unterliegen sowie nachvollziehbar, mitbestimm-
bar, tarifentlohnt, ökologisch und sicher sind.

Die Stadt der Zukunft gemeinsam   
 gestalten

Was wir brauchen, ist eine Koalition von Akteuren aus Ver-
waltung, Politik und Zivilgesellschaft, die den Mut und den 
Willen haben, sich im Sinne einer gemeinwohlorientierten 
und demokratischen Entwicklung für die Rechte der Bewoh-
ner/innen ihrer Städte im digitalen Zeitalter einzusetzen. Für 
die langfristige Zukunftsfähigkeit sind Transparenz, Partizipa-

tion und klare ethische Leitplanken, wie die Cities Coalition for 
Digital Rights notwendig, damit die Demokratie im digitalen 
Zeitalter erhalten und weiterentwickelt wird.

Anmerkungen
[1] https://digitalesberlin.info/
[2] https://citiesfordigitalrights.org/
[3] Z. B. wurden Frauen mit Betreuungsbedarf von einem Algorithmus 

 automatisch als arbeitsmarktfern klassifiziert.
[4] https://hybridspacelab.net/project/kiez-lab/
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